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1 Aufgabenstellung 

Im ersten Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 1973 erfolgte erstmalig eine koordinierte 
Betrachtung aller Infrastrukturprojekte im Bereich der Schiene, der Straße, der Wasser-
straße und des Luftverkehrs. Dieser erste Bundesverkehrswegeplan musste aufgrund 
der veränderten energiepolitischen und gesamtwirtschaftlichen Situation Mitte der 70er 
Jahre zeitnah aktualisiert werden und führte zu dem 1979 beschlossenen BVWP 1980, 
der erstmalig Gesichtspunkte der Kosten- und Verkehrseffizienz berücksichtigte. Hier 
wurde auch die gesamtwirtschaftliche Methodik für die Bewertung von Verkehrswegein-
vestitionen aufgestellt. 

Die Erarbeitung des Bundesverkehrswegeplans erfolgt in der Regel in folgenden Stufen: 

(1) Aufstellung (bzw. kontinuierliche Weiterentwicklung) einer Bewertungsmethodik 
zur Identifizierung von Projekten, die einen möglichst hohen gesamtwirtschaftli-
chen Nutzen erwarten lassen 

(2) Erarbeitung einer (zukunftsbezogenen) Nachfragematrix im Personen- und Gü-
terverkehr, um eine einheitliche Grundlage der gesamten Planung zu schaffen 

(3) Aufbau und Überprüfung der verkehrsträgerspezifischen Verkehrsnetze für die 
Umsetzung der bewertenden Arbeiten zur Bundesverkehrswegeplanung 

(4) Entwicklung von Projektvorschlägen zur Sicherstellung einer nachfragegerech-
ten Verkehrsmobilität 

(5) Bewertung der Projekte, Nachweis der gesamtwirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit 

(6) Abstimmung und Anhörung der Ressorts, Länder und Verbände 

(7) Kabinettsbeschluss 

(8) Gesetzgebungsverfahren zu den Ausbaugesetzen 

Seit 2016 steht das Beteiligungsverfahren (Punkt 6 oben) auch Bürgern offen. 

Für den aktuellen Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP 2030) wurde das gesamtwirt-
schaftliche Verfahren bzw. die Methodik der Bundesverkehrswegeplanung zur Bewer-
tung erwogener Verkehrsinfrastrukturprojekte vom Bundesministerium für Verkehr 
(BMV) aktualisiert und methodisch weiterentwickelt. 

Neben der Überprüfung der gesamtwirtschaftlichen Methodik fanden mit der Erarbeitung 
einer Grundkonzeption nicht nur grundlegende Änderungen hinsichtlich der Zielsetzung 
der Bundesverkehrswegeplanung statt. Eine weitere bedeutende und wesentliche Än-
derung ist die, im Vergleich zu früheren Projektumsetzungen, stärkere Einbindung und 
Beteiligung der Öffentlichkeit in die Prozesse der Infrastrukturplanung. 
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2 AP 1: Anforderungen an die Anmeldung von 
Projektvorschlägen 

Die Arbeiten zum Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP 2030) wurden im Mai 2011 
mit den Arbeiten zur Erstellung der Verkehrsverflechtungsprognose 2030 (Lose 1 bis 5) 
gestartet. Diese Arbeiten wurden Ende 2014 beendet. Parallel zur Verkehrsverflech-
tungsprognose wurden zwischen Ende 2012 und Anfang 2014 mehr als 3.500 4. Pro-
jektvorschläge (über 2.500 Vorschläge für die Straße, rd. 1.100 für die Schiene und 50 
für Wasserstraßenprojekte) zur Bewertung im Rahmen des Bundesverkehrswegeplanes 
gemeldet.3 

Zur Anmeldung und zur Begründung sinnvoller Projektvorschläge hat das BMV den Pro-
jektanmeldern verkehrsträgerspezifische Engpassanalysen und Sonderuntersuchungen 
zur Verfügung gestellt. Auch wurde für den Anmeldeprozess, aber auch für weitere an-
schließende Prozesse, eine webbasierte Datenplattform mit der Bezeichnung Web-
PRINS (PRojektINformationsSystem) aufgestellt, in der die Projektvorschläge in einer 
standardisierten Struktur mit mehreren Informationen und Inhalten abgelegt werden 
konnten. 

Mit der aufwändigen Bereitstellung zusätzlicher Unterlagen und zahlreicher Vorabinfor-
mationen erhoffte sich das BMV, eine höhere Anzahl an aussagefähigen Projektvor-
schlägen zu erhalten, die auch Informationen über mögliche Trassierungen, Kostenab-
schätzungen und den Abgleich mit möglichen Alternativen enthielten. 

Im Rahmen dieses Arbeitspakets wird analysiert, wie die Anmeldeprozesse bei den Ver-
kehrsträgern verlaufen sind, welche Erfahrungen gewonnen bzw. ob die Erwartungen 
aussagefähiger Projektvorschläge erfüllt wurden. Darauf aufbauend wird geprüft, ob 
bzw. wenn ja wie der Prozess der Anmeldung der Projektvorschläge weiterhin hinsicht-
lich des Aufwands und der Qualität optimiert werden könnte. 

 

2.1 Anmeldung von Projektvorschlägen zum BVWP 2030 

Zur Beurteilung des vergangenen Anmeldeprozesses wurden Fachgespräche mit den 
relevanten Fachabteilungen im BMV durchgeführt; für den Verkehrsträger Schiene wur-
den die Projektvorschläge hinsichtlich ihrer Vollständigkeit ausgewertet. 

  

 

3  Vereinzelte verspätet eingereichte Projektanmeldungen bzw. umdefinierte oder weiterentwickelte Projektvor-
schläge wurden auch bis ins Jahr 2015 angenommen. 
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Das mit der Anmeldung wesentlich verfolgte Ziel war das Sammeln von Projektideen, 
die vom BMV und der WSV zu fertigen Projektvorschlägen weiterentwickelt wurden. 
Deswegen dienten die Fragebögen mit den Projektvorschlägen zunächst der Orientie-
rung. 

Im Ergebnis gingen 55 Projektvorschläge mit einer stark unterschiedlichen Information-
stiefe im BMV ein. Nicht immer konnten Projektvorschläge direkt aus den Anmeldungen 
abgeleitet werden. Dafür waren die von den Anmeldern bereitgestellten Informationen, 
wie z.B. Projektbegründungen, aufgrund ihrer offenen Gestaltung teilweise zu uneinheit-
lich als auch häufig unvollständig ausgefüllt. 

Die von der WSV angemeldeten Vorschläge waren vollständiger und aufgrund der vor-
liegenden Fachkenntnis und dem Problemverständnis qualitativ besser mit Informatio-
nen befüllt. Allerdings waren auch die Antworten stark unterschiedlich, teilweise bestan-
den Begründungen sowie Darstellungen zu verkehrlichen Effekten aus Textauszügen 
vorhergehender Berichte und Studien. 

Die endgültig definierten 46 Projektvorschläge wurden letztendlich vom BMV mit Unter-
stützung der WSV abgeleitet und anschließend mit den Antragstellern rückgekoppelt. 

Für 29 Projektvorschläge wurden anschließend im Rahmen von Grobbewertungen (sog. 
Quick-Scan) von externen Gutachtern die Wirtschaftlichkeitsaussichten geprüft. Für 28 
Projektvorschläge wurde eine vollständige BVWP-Bewertung durchgeführt. Bereits für 
den Quick-Scan wurden von den Fachabteilungen in der WSV ergänzende Informatio-
nen, wie z.B. Kosten und Ausbauparameter, definiert und den Gutachtern übergeben. 

 

2.1.3 Straße 

Bei der Straße erfolgten die Projektanmeldungen ausschließlich über die PRINS Daten-
bank. Hierüber konnte eine standardisierte Erfassung aller Projektvorschläge nach vor-
her festgelegten Kriterien erfolgen. Diese standardisierte und automatisierte Erfassung 
war auch erforderlich, da die Straße mit über 2.500 Projektanmeldungen deutlich mehr 
Anmeldungen verarbeiten musste, als die beiden anderen Verkehrsträger. 

Die Anforderungen an die Anmeldungen von Projekten für den Verkehrsträger Straße 
gliedern sich in zwei Aspekte. Erstens in die Anforderungen an die Projekte wie Lage, 
Zuschnitt und verkehrliche Funktion und zweitens in den Prozess selbst und die notwen-
digen Daten. Die Besonderheit beim Anmeldeprozess der Straße lag nicht in der Anzahl 
der Projektvorschläge oder im standardisierten Vorgehen der Anmeldung über die 
PRINS-Plattform, sondern in dem Umstand, dass die bei der Straße am Anmeldeprozess 
Beteiligten verpflichtet wurden, alle diejenigen Unterlagen (Begründungen, Kostenschät-
zungen, Karten, vorherige Gutachten etc.) zusammen mit der Projektanmeldung mit ein-
zureichen, die für die anschließenden Prozesse (Nutzen-Kosten-Analyse, Strategische 
Umweltprüfung (SUP), raumordnerische und städtebauliche Beurteilung) erforderlich 
waren.  
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Angaben zu veränderten (neuen) Trassierungsparametern lagen fast ausschließlich bei 
den Anmeldungen der DB InfraGO AG vor. Hervorzuheben ist, dass hier auch die Länder 
keine weitergehenden Angaben machten, die von den Privaten eingereichten Vor-
schläge hierzu jedoch zu über 50 % Angaben enthielten. Angaben zu Voruntersuchun-
gen waren fast ausschließlich bei den Anmeldungen der DB InfraGO AG und der Länder 
enthalten. Angaben zu Alternativen der Projektanmeldungen sowie eine Angabe, ob der 
Projektvorschlag im Rahmen mehrerer Maßnahmen (einem Maßnahmenbündel) bewer-
tet werden könnte, lagen bei allen Anmeldern kaum vor. Auch Angaben zu Raum- und 
Umweltwirkungen wurden nur in wenigen Fällen dargestellt. 

Ein wesentliches Ziel war, über die Projektanmeldungen auch belastbare Investitions-
kostenschätzungen für die anschließend geplante Grobbewertung zu erhalten. Dieses 
Ziel konnte nicht erreicht werden. Nur bei rd. 25 % der eingereichten Projektvorschläge 
lagen Investitionskostenschätzungen vor, hierbei handelte es sich fast ausschließlich um 
Anmeldungen der Länder oder von Privatpersonen. Während bei den Ländern überwie-
gend ältere und somit nicht verwertbare Kostenschätzungen aus Untersuchungen in der 
Vergangenheit aufgeführt waren, hatten sich die Privatpersonen überwiegend um eigene 
Kostenschätzungen bemüht, die jedoch häufig keine Angaben zum Preisstand und zum 
Vorgehen der Kostenschätzung enthielten. Auffällig ist dabei, dass die DB InfraGO AG 
nur bei zwei Projektvorschlägen eine Abschätzung der Investitionskosten beigefügt hat. 

Die eingereichten Projektvorschläge enthielten insgesamt sehr viele Doppelungen. In 
einem ersten Schritt wurden deswegen von einem externen Gutachter die doppelt auf-
geführten Vorschläge identifiziert und bereinigt. Trotzdem lagen auch nach dieser Berei-
nigung noch über 700 Einzelvorschläge vor. Diese wurden nochmals sachlich gebündelt 
und im Hinblick auf Querverbindungen untersucht, um die Erfolgsaussichten der Anmel-
dungen zu verbessern. Am Ende resultierten aus dieser inhaltlichen Prüfung rd. 470 
Projektvorschläge, die in Abstimmung mit dem BMV im Rahmen der Grobbewertung 
weiter untersucht werden sollten. Für diese Projektvorschläge wurden vom externen 
Gutachter alle verfügbaren Informationen zusammengetragen und in die PRINS Daten-
bank hochgeladen. 

Im Rahmen der anschließenden Grobbewertung erfolgte durch den externen Gutachter 
die Prüfung der Projektvorschläge auf ihre formale Bedarfsplanfähigkeit (Aussortierung 
der Projektvorschläge, die überwiegend mit dem SPNV in Verbindung standen) und auf 
ihre Wirtschaftlichkeit. Da die Investitionskostenschätzungen aus den Anmeldungen für 
diesen Prozess überwiegend nicht nutzbar waren, wurden Investitionskosten entweder 
über aktualisierte Kostenkennwerte oder in besonderen Fällen mit vergleichsweise ho-
hem Aufwand über detaillierte Kostenschätzungen abgeleitet. Für den gesamtwirtschaft-
lichen Bewertungsprozess wurden somit insgesamt rd. 90 Projektvorschläge identifiziert 
bzw. abgeleitet. In der anschließenden BVWP-Bewertung wurden Ausbauparameter 
nochmals überprüft und die damit verbundenen Kosten geschätzt, soweit dies im Rah-
men der Projektanmeldung nicht erfolgt war (vgl. Tabelle 2-2).   
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Tabelle 2-2: Ergebnis der Erstbewertung 

Gesamtanzahl Projektvorschläge 472 100,0% 
 - abzgl. gelöschte Projektvorschläge aufgrund von Neudefini-
tion 24 5,1% 

in die formelle Prüfung eingegangene Projektvorschläge 448 94,9% 
 - abzgl. Projekte, die bereits im Bezugsfall 2030 vorhanden 
sind 29 6,1% 

 - abzgl. Projekte ohne Bedarfsplanfähigkeit  37 7,8% 
 - abzgl. Projekte mit praktisch ausschließlichem Nahverkehrs-
bezug 81 17,2% 

verbleibende Projekte für die Erstbewertung 301 63,8% 
- davon ohne Ergebnis, da Detailuntersuchung erforder-

lich 50 10,6% 

- davon wirtschaftlich, aber nicht aufgenommen, da 
günstigere Alternativvariante 8 1,7% 

- davon unwirtschaftliche Projektvorschläge 149 31,6% 
- davon unwirtschaftliche Projektvorschläge, die mit ei-

ner Optimierung jedoch Wirtschaftlichkeit erreichen 
können 

41 8,7% 

- davon wirtschaftliche Projektvorschläge 53 11,2% 

Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH 

 

Das Ergebnis des Anmeldeprozesses wurde über die PRINS Datenbank veröffentlicht, 
eine Rückkoppelung des Ergebnisses mit den Projektanmeldern fand bei der Schiene 
nicht statt. 

 

2.1.5 Verkehrsträgerspezifischer Vergleich 

Für die Aufstellung des BVWP 2030 haben sich die Anmeldevorgänge der drei Verkehrs-
träger hinsichtlich relevanter Kriterien sehr stark unterschieden (vgl. Tabelle 2-3). 

Ziel der Erfassung von Projektvorschlägen: 

Bei der Schiene und der Wasserstraße sollten eher Projektideen gewonnen werden, die 
dann anschließend mit Gutachterexpertise bzw. internen Fachkenntnissen zu Projekt-
vorschlägen ausgearbeitet und im Rahmen von Grobbewertungen vorab auf ihre Bedarf-
splanrelevanz und Wirtschaftlichkeitsaussichten geprüft wurden. Damit ist in dieser Hin-
sicht eine gewisse Ähnlichkeit zwischen den Verfahren der Schiene und der Wasser-
straße zu erkennen. 

Bei der Straße wurde die Anmeldung dazu genutzt, um für die Projektvorschläge alle 
erforderlichen Daten für ihre Bewertung sowie für die anschließenden Prozesse im Zuge 
der Aufstellung des BVWP zu sammeln.  

  



Weiterentwicklung und Aktualisierung ausgewählter Aspekte der Methodik und Verfahren der  
Bundesverkehrswegeplanung Seite 14 
 

 

Eine Vorauswahl der eingereichten Projektanmeldungen erfolgte nicht; offensichtliche 
Doppelungen wurden durch die vorstrukturierte Vorgehensweise vermieden. Damit wur-
den bei der Straße deutlich über den reinen Anmeldeprozess von Projektvorschlägen 
hinausgehende Anforderungen gestellt, die vom eng begrenzten Kreis der anmeldenden 
Straßenbauverwaltungen der Länder aber grundsätzlich auch weitgehend erfüllt werden 
konnten. 

Erfassungsformate der Anmeldung: 

Hinsichtlich der Erfassungsform der Anmeldungen unterschieden sich die drei Verkehrs-
träger stark voneinander. Bei der Straße erfolgte die Anmeldung stark standardisiert und 
automatisiert über die PRINS Datenplattform oder anhand einer vordefinierten csv Datei. 
Bereits beim Aufbau der Datenplattform wurden die entsprechend definierten Anforde-
rungen der Straße berücksichtigt. 

Bei der Wasserstraße wurden standardisierte Fragebögen mit offenen Antwortfeldern 
genutzt. Bei der Schiene wurden Anmeldungen teilweise über die PRINS-Plattform, teil-
weise aber auch über standardisierte Fragebögen mit offenen Antwortfeldern sowie auch 
formlos per Brief oder E-Mail angenommen bzw. akzeptiert. 

Anmeldeberechtigte: 

Am stärksten waren die Unterschiede zwischen den drei Verkehrsträgern bei den am 
Anmeldeprozess beteiligten bzw. zur Anmeldung berechtigten Akteuren zu erkennen. 
Bei der Straße durften nur die Straßenbauverwaltungen der Länder Anträge stellen, eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung fand indirekt bei der Vorabstimmung der Projektvorschläge vor 
der Anmeldung zwischen den Ländern und Gemeinden statt. 

Auch bei der Wasserstraße wurde der Kreis der zur Anmeldung berechtigten Akteure 
stark begrenzt. Hier durften neben der WSV nur die Länder und Verbände Projektvor-
schläge anmelden. Bei der Schiene durften hingegen erstmalig auch Privatpersonen und 
Unternehmen am Anmeldeprozess teilnehmen. Damit war hier die breite Beteiligung der 
Öffentlichkeit am Anmeldeprozess eindeutig am stärksten ausgeprägt. 
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Einheitlich sollten weiterhin jedenfalls der geplante Endzeitpunkt des Anmeldeprozesses 
sowie die intensive Einbindung der Vorhabenträger (WSV, DB InfraGO AG, Autobahn 
GmbH und Straßenbauabteilungen der Länder) sein. Da die Anmeldeprozesse auch zu-
künftig, sowohl von der Quantität als auch vom Vorgehen, stark divergieren werden, sind 
verkehrsträgerspezifisch unterschiedlich lange Anmeldeprozessdauern möglich. 

 

2.2.2 Nutzen einer gemeinsamen Datenplattform für die Anmeldephase 

Bereits in der Anmeldephase zur Aufstellung des BVWP 2030 wurde mit der Errichtung 
von PRINS der Versuch unternommen, ein gemeinsames, verkehrsträgerübergreifend 
nutzbares Medium für den Anmeldeprozess und die interne Zusammenarbeit bzw. Ab-
stimmung zwischen den im BMV sowie auf Gutachterseite verschiedenen beteiligten Ak-
teure zu installieren. Die Web-PRINS-Datenbank ist inzwischen nach dem erfolgten An-
melde- und Bewertungsprozess zum BVWP 2030 offline. Nur das sogenannte Bürger-
PRINS, über das die Ergebnisse der Bewertungen der BVWP- bzw. Bedarfsplanprojekte 
im Internet abgerufen werden können, ist als Informationsmedium noch in Betrieb.5  

Da für die Wasserstraße keine entsprechend verkehrsträgergerechte Eingabemaske 
eingerichtet wurde, ist deren Nutzung von PRINS im Anmeldeprozess unterblieben. 
Während die Straße alle Projektanmeldungen über PRINS umgesetzt hat, hat die 
Schiene lediglich die Anmeldungen der DB InfraGO AG über PRINS umgesetzt, die rest-
lichen Anmeldungen gingen direkt an das Bundesverkehrsministerium. 

Dabei zeigte sich, dass die Anmeldemaske für die Anforderungen von Schienenprojek-
ten nicht geeignet war, da die Struktur der Straßenanmeldungen vom Zuschnitt und der 
Trennung zwischen Haupt- und Teilprojekten nicht kompatibel mit den Anforderungen 
an die Anmeldung von Schienenprojekten war. Somit wurden bei der Anmeldung von 
Schienenprojekten wesentliche Informationen auf andere, konventionelle Weise an das 
BMV übermittelt. 

Die Nutzung einer standardisierten Datenplattform mit Automatisierungsmöglichkeiten, 
wie sie durch das PRINS-System im Rahmen des Anmeldeprozesses für den BVWP 
2030 gegeben war, hat sich bei der Straße bewährt. Dies lag allerdings auch daran, dass 
die aus einer standardisierten Anmeldung hervorgehenden Anforderungen konsequent 
umgesetzt wurden. Die Nutzung einer Datenplattform ist prinzipiell auch für die Anmel-
dung der Schienen- und Wasserstraßenprojekte möglich und zielführend, wenn die ent-
sprechenden verkehrsträgerspezifischen Anforderungen im genutzten System rechtzei-
tig definiert und berücksichtigt werden können. Diese Möglichkeit wird prinzipiell von al-
len Fachabteilungen begrüßt, da man die in Kapitel 2.1.1 dargestellten Vorteile solch 
einer Möglichkeit positiv einschätzt und bei zukünftigen Anmeldeprozessen nutzen 
möchte. 

 

5  https://bvwp-projekte.de/, abgerufen am 27.07.2024 

https://bvwp-projekte.de/
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Die Erfahrungen von Straße und Wasserstraße, die ihre Projektvorschläge ohne eine 
intensive Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgreich entwickelt haben, unterstützt diese Ein-
schätzung. 

Die gemachten Erfahrungen sprechen nicht dafür, dass die Öffentlichkeitsbeteiligung bei 
Wasserstraße und Straße intensiviert werden sollte. Es spricht auch nichts dafür, den 
bei der Schiene umgesetzten Prozess der intensiven Öffentlichkeitsbeteiligung zu wie-
derholen. Da er zukünftig auch aus inhaltlichen Gründen bei der Schiene (Vorauswahl 
der Infrastrukturmaßnahmen erfolgt durch die Gestaltung des Deutschlandtaktes) in die-
ser Form nicht mehr möglich sein wird, sollte bei zukünftigen Projektanmeldephasen da-
rauf verzichtet werden. 

In Abwägung des allgemeinen öffentlichen Interesses nach einer Beschleunigung und 
Verkürzung der Planungsprozesse mit dem breiten und starken Informationsbedürfnis 
der Öffentlichkeit frühe Kenntnis über potentielle Infrastrukturprojekte vor der eigenen 
Haustür zu erhalten, erscheint eine Verlagerung des Prozesses der Öffentlichkeitsbetei-
ligung sinnvoll. Eine intensive projektbezogene Öffentlichkeitsbeteiligung ist erst dann 
sinnvoll, wenn die Projektvorschläge ausreichend konkretisiert worden sind. Deswegen 
bietet es sich an, projektbezogene Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der UVP und 
der Planfeststellung durchzuführen, in denen diese auch vorgesehen ist.  

Zur angemessenen Berücksichtigung des Informationsbedürfnisses der Öffentlichkeit im 
Hinblick auf die im Zuge der Aufstellung eines strategischen Verkehrsinfrastrukturplans 
des Bundes zu treffende Festlegung der erwogenen, zu bewertenden Infrastrukturpro-
jekte wird das folgende Vorgehen vorgeschlagen: 

(1) Im Rahmen des Projektanmeldeprozesses bzw. nach dessen Abschluss sollte 
auf eine umfassende und arbeitsintensive Öffentlichkeitbeteiligung verzichtet 
werden. 

(2) Nach Aufstellung der verkehrsträgerspezifischen Projektvorschläge sollten die 
Projektvorschläge jedoch zur Information veröffentlicht werden. Damit liegen 
ausreichende Informationen vor, damit die interessierte Öffentlichkeit diese be-
obachten und sich auf etwaige Erwiderungen vorbereiten kann. 

(3) Auf eine anschließende Phase, in der die Projektvorschläge nach der Veröffent-
lichung von der Öffentlichkeit kommentiert werden und die zuständigen Fachab-
teilungen die Kommentare bearbeiten, sollte verzichtet werden.  
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2.3 Straßenspezifische Verbesserungsvorschläge für die Anmeldephase  

2.3.1 Verbesserung bei der Gutachterzusammenarbeit 

Die Nutzung des Projektinformationssystems (PRINS) als Anmeldeplattform kann für 
den Verkehrsträger Straße als erfolgreich bewertet werden. Neben der reinen Funktion 
als Sammelstelle für Projektdaten (vgl. Schiene) war das PRINS bei Straßenbauprojek-
ten für das Koordinations-Management (kurz: PRINS-Koordinator) ein sehr hilfreiches 
Werkzeug, insbesondere bei der Organisation von Erstprüfungen der Anmeldedaten so-
wie bei der allgemeinen Verwaltung und Übersicht der mehrere tausend Infrastruktur-
maßnahmen und deren Bewertungsfortschritt.  

So wurde ein Ampelsystem zur Freischaltung aufeinander aufbauender Bewertungen 
nach anfänglichen Schwierigkeiten von den meisten Gutachtern angenommen. Der 
PRINS-Koordinator hatte damit Übersicht über den Bewertungsstand aller Projekte und 
konnte ggf. koordinierend eingreifen und den Bewertungsprozess bei Bedarf nachsteu-
ern. Um den Nutzen dieses Ampelsystems künftig noch zu erweitern, wird empfohlen 
den Zugang zu Grundlagendaten ebenfalls über dieses System zu ermöglichen. Ein 
webbasierter Zugang auf das Netzmodell der Bundesfernstraßen in Deutschland (NE-
MOBFStr) kann aufgrund seiner Datenstruktur den Zugang zu diesen Daten ermögli-
chen. Die Datenstruktur ermöglicht es, Informationen streckenfein zu attribuieren. Zu-
dem können unterschiedliche Zeit- und Planungshorizonte dargestellt werden, sodass 
beispielsweise auf Daten zu verschiedenen Planständen parallel zugegriffen werden 
kann. Da einige Bewertungen aufeinander aufbauen und beispielsweise die streckenfei-
nen Kfz-Belastungen unterschiedliche Prognosefälle als Datengrundlage nutzen, kann 
dieses Attribut im NEMOBFStr aufgenommen und anschließend für die entsprechenden 
Gutachter projektscharf freigegeben werden. Die Datenabfrage unterhalb der Gutachter 
könnte durch diese digitale Datenbereitstellung automatisiert werden. 

 

2.3.2 Eingabemaske für Projektanmeldungen 

Die Umsetzung der Anmeldung der über 2.500 Straßenbauvorhaben im Zuge des BVWP 
2030 über das PRINS war pragmatisch, lief aber nicht ohne Reibungsverluste ab. Die 
Anmeldung konnte zwar von der meldenden Stelle direkt mittels einer Eingabemaske 
über das Internet in das PRINS hochgeladen werden. Jedoch bevorzugten die Anmelder 
die zusätzliche Möglichkeit, die Anmeldedaten in einem EXCEL-Sheet (CSV Format) 
lokal zusammenzustellen, automatisiert in dieser Datei prüfen zu lassen und dann in das 
Web-PRINS hochzuladen. Dieses Vorgehen war zwar praktikabel für die Anwender, da 
auf diese Weise auch viele Unklarheiten im Zuge der Überprüfung der Anmeldedaten 
ausgeräumt werden konnten. Jedoch entpuppte sich die nachfolgende Erstprüfung als 
zeitintensiv, da formale Vorgaben oft nicht eingehalten wurden oder einzelne Eingabe-
felder aus Unwissenheit leer blieben. 

  



Weiterentwicklung und Aktualisierung ausgewählter Aspekte der Methodik und Verfahren der  
Bundesverkehrswegeplanung Seite 27 
 

 

Um den Anmeldevorgang zu vereinheitlichen, Unklarheiten auszuräumen und fehler-
hafte Angaben zu vermeiden, muss die webbasierte Eingabemaske auf Basis der vor-
liegenden Anwendererfahrungen überarbeitet und erweitert werden. Dabei sollten mög-
liche Antwortmöglichkeiten vorgegeben und nach Möglichkeit Eingabebeispiele angebo-
ten werden. Dabei muss allerdings für fortgeschrittene Anwender die Möglichkeit beste-
hen bleiben, mehrere Projekte in Reihe in das System hochladen zu können. Dazu bietet 
sich ein XML-Schema im XÖV Format des Bundes an, worin wiederkehrende Eingaben 
ohne größeren Aufwand wiederholt werden können. 

Ein weiteres Hauptaugenmerk bei der Überarbeitung sollte auf einer erweiterten Auto-
matisierung liegen, so dass Angaben im Idealfall nicht mehr manuell durchgeführt wer-
den müssen. Verhältnismäßig einfach kann dies etwa bei der automatischen Generie-
rung von Projektnummern gewährleistet werden. Doch auch eine automatisierte Zuord-
nung des jeweiligen Projektes zu Wahlkreisen o.ä. macht in Zukunft so genannte Hilfsta-
bellen überflüssig. Dazu muss im Zuge der Projektanmeldung eine entsprechende digi-
tale Projektachse in die Anmeldemaske hochgeladen werden. Über eine automatische 
Verschneidung können räumliche Bezugsdaten den jeweiligen Projektachsen zugeord-
net werden.  

In dem Zusammenhang bietet sich die BIM-Methodik an, die für zukünftige Projektan-
meldungen zum BVWP zum Regelfall wird. Somit können weiterführende Informationen 
eines Projektes lagegenau zugeordnet und allen beteiligten Gutachtern zugänglich ge-
macht werden. Insofern sollte bei der Projektanmeldung die Anforderung von 3D-Linien 
mit zumindest überschlägigen räumlichen Ausprägungen ermöglicht werden. Die zu 
übergebenden ifc-Objekte wären vor Projektanmeldung durch BMV und FBA zu definie-
ren. 

Als Ergebnis der BIM-Methodik wäre es beispielsweise möglich, unterschiedliche Bau-
typen oder Regelquerschnitte direkt und unmissverständlich dem Projektverlauf ab-
schnittsscharf zuzuordnen. Im Gegensatz zur bisherigen Anmeldemaske können somit 
Inhalte mit mehr als zwei unterschiedlichen Merkmalsausprägungen einem Vorhaben 
zugeordnet werden. Auf diese Weise können beispielsweise auch Bauabschnitte mit un-
terschiedlichen Planungs- und Kostenständen exakt verortet werden. Darüber hinaus 
reduziert der exakte Vermerk von Rückbaumaßnahmen bei künftigen Anwendungen bis-
her aufgetretene Unklarheiten bei den mitgelieferten Lageplänen. 
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Auf diese Weise könnte die Kostenentwicklung von unterschiedlichen Anlagenteilen von 
der Projektanmeldung bis hin zur Baureife untersucht werden. Dazu könnte die Daten-
grundlage des WEB-PRINS mit über 2.000 Projekten in Verbindung mit der Datenbank-
plattform PRORA des BMV genutzt werden. 

Durch die Zuordnung der BVWP-Projekte zu den späteren Planungs- und Bauabschnit-
ten7 könnte eine Kostenhistorie der letzten 10 Jahre erstellt werden. Denkbar ist auch 
eine Aufweitung bis zum Stand des BVWP 2003, sofern es die Datenverfügbarkeit zu-
lässt. 

Anhand von Projekteigenschaften wie etwa Lage, Baugrund und Bauzielen könnten die 
Vergleichsprojekte festen Kategorien zugeschrieben werden. Auch spezielle räumliche 
Gegebenheiten wie Topographie, Umwelteinflüsse oder die Bebauungsdichte würden 
dabei berücksichtigt. Über einen Eigenschaftenfilter könnten neu angemeldete Projekte 
anhand dieser Kategorien den passenden Vergleichsprojekten zugeordnet werden. Die 
Projekthistorie könnte Auskunft über die Kostenentwicklung der Vergleichsprojekte ge-
ben, so dass daraus gewonnene Erkenntnisse für die Plausibilisierung genutzt werden 
können. 

 

2.4 Vorprüfung  

Im Zuge der Projektanmeldung bzw. der sich anschließenden Erstprüfung kann eine 
Vorprüfung durchgeführt werden. Diese kann einerseits genutzt werden, um eine Vor-
auswahl der zu bewertenden Projekte zu schaffen, andererseits in Form einer Alterna-
tivenprüfung, um verschiedene (verkehrsträgerübergreifende) Varianten eines Projektes 
miteinander zu vergleichen. Diese überschlägige Untersuchung kann sich beispiels-
weise als Teil der Strategischen Umweltprüfung (SUP) auf Umweltbelange beschränken 
und auch weitere Kriterien mit einbeziehen. Prinzipiell ist so auch eine Abwägung zwi-
schen verschiedenen Varianten oder verkehrsträgerübergreifenden Alternativprojekten 
möglich. 

 

2.4.1 Strategische Umweltprüfung 

Eine SUP enthält im Regelfall u.a. die räumlichen Auswirkungen einer Maßnahme auf 
die Umwelt. Diese Untersuchung könnte in einer Vorprüfung in Grundzügen automati-
siert durchgeführt werden, um damit eine Vorauswahl von Projekten oder Abwägungen 
zwischen Varianten vorzunehmen. 

  

 

7  Eine Zuordnung der Projekte des BVWP 2030 zu den Projektzuschnitten aus PRORA wurde auf Basis des NE-
MOBFStr letztmalig 2022 durchgeführt. Eine Zuordnung zu den Vorgängerprojekten des BVWP 2003 muss 
vorab geprüft werden. 
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(5) Aufstellung des BVWP-Entwurfes: 

Ergebnisse des Bewertungsprozesses, Priorisierung der Projekte, Umsetzung ei-
nes Öffentlichkeitsprozesses für SUP: Reaktionen, Antworten auf Einwendun-
gen, Fragen etc. 

(6) Kabinettsbeschluss / Ausbaugesetze: 

Erstellung der Vorlagen für den Kabinettsbeschluss und der Ausbaugesetze, Auf-
bau von Vorlagen / Antworten auf Reaktionen, Einwendungen, Fragen etc. 

(7) Öffentlichkeitsanfragen ans BMV zu Aus- und Neubauprojekten: 

Aufbau von Vorlagen / Antworten auf Reaktionen, Einwendungen, Fragen etc. 

(8) Umsetzung der BVWP-Projekte: 

Aufbereitung von Daten für die Planfeststellung, das Projektcontrolling, die Fi-
nanzierung und die Realisierung von Projekten, Bewertung im Rahmen der Par-
lamentarischen Beschlussfassung, Aufbau von Vorlagen / Antworten auf Reakti-
onen, Einwendungen, Fragen etc. im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung.  

(9) Erhaltungsbedarfsprognose: 

Aufbereitung von Daten für den Erhaltungsbedarf an Bundesfernstraßen, Prog-
nosen etc. 

(10)Überprüfung der Bedarfspläne: 

Erforderlicher Prozess zwischen zwei BVWP-Prozessen; beinhaltet i.W. eine Ak-
tualisierung aller Daten der Verkehrsprognosen, der wesentlichen Bewertungs-
daten und ggf. der Ausbaugesetze. 
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Abbildung 3-1: Kernprozesse der Bundesverkehrswegeplanung 

 
Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH 
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Einige der dargestellten Prozesse bestehen aus einer Vielzahl von weiteren Teilprozes-
sen, die in Abbildung 3-2 bis Abbildung 3-6 dargestellt worden sind. Auf eine detaillierte 
Abbildung der Prozesse in der Projekt-Anmeldephase wurde verzichtet, da sie erstens 
in Kapitel 2 ausführlich dargestellt worden sind und zweitens sich in Zukunft verändern 
werden (was ebenfalls in Kapitel 2 dargestellt ist). Auf eine weitere Prozess-Darstellung 
der BVWP-Grundkonzeption wurde verzichtet, da die Prozesse bereits vollständig in Ab-
bildung 3-1 enthalten sind. Die im Rahmen der Erhaltungsbedarfsprognose ablaufenden 
Prozesse müssen erst noch erarbeitet werden. 

Abbildung 3-2: Teilprozesse der Verkehrsprognose 

 
Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH 
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Abbildung 3-3: Teilprozesse im Rahmen der BVWP-Bewertung 

 
Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH 

Abbildung 3-4: Teilprozesse in der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß SUP 

 
Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH 
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Abbildung 3-5: Teilprozesse bei der Aufstellung des BVWP-Entwurfs und der Be-
darfspläne sowie des Kabinettsbeschlusses 

 
Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH 

Abbildung 3-6: Teilprozesse in der Umsetzungsphase 

 
* Die Freigabe von Haushaltsmitteln kann je nach Verkehrsträger auch an anderer Stelle stehen. 

Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH  
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3.3.5 Datengenerierung im Prozess der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß SUP 

Die (vorhabenspezifischen) Bewertungsergebnisse fließen auch in die strategische Um-
weltprüfung zur Erstellung des Umweltberichtes ein und liegen hierin weiteren Analysen 
(z.B. der Gesamtplanwirkungen im Rahmen der SUP) zugrunde. Darüber hinaus sind 
die Beteiligung von Umweltbehörden und Öffentlichkeit sowie die im Rahmen der SUP 
durchzuführende Alternativenprüfung auf der Gesamtplanebene wesentliche Bestand-
teile der SUP.  

Im Umweltbericht werden die erwarteten Umweltauswirkungen sowie deren Berücksich-
tigung im Rahmen der Planaufstellung dargestellt. Der Umweltbericht wird zusammen 
mit dem BVWP veröffentlicht.  

 

3.3.6 Datengenerierung im Prozess des Kabinettbeschlusses und der Aufstel-
lung der Bedarfspläne 

Auf Basis der Bewertungsergebnisse, der Ergebnisse in den Modulen B-D und des Um-
weltberichtes wird vom BMV ein BVWP-Entwurf erstellt, der zusammen mit der Stellung-
nahme weiterer relevanter Behörden (insbesondere dem Umweltbundesamt) zum 
BVWP dem Kabinett als Vorlage zur Annahme vorgelegt wird.  

Im Weiteren wird der Kabinettsbeschluss dem Bundestag vorgelegt, der die dafür erfor-
derlichen Änderungen der Ausbaugesetze für die Bundesfernstraßen, die Bundes-
schiene und Bundeswasserstraßen mit den Bedarfsplänen (Liste aller umzusetzenden 
Maßnahmen) beschließt. Die im Bedarfsplan enthaltenen Projekte können entsprechend 
ihrer Dringlichkeit planerisch bis zur Umsetzung weiterverfolgt werden. 

Im Rahmen dieses Prozesses entstehen keine neuen Daten. Basis sind die Bewertungs-
daten- und -ergebnisse. Ergebnis des Prozesses sind dann die als Gesetz veröffentlich-
ten Bedarfspläne, die ggf. vom BVWP-Kabinettbeschluss abweichen können. 

 

3.3.7 Datengenerierung im Prozess der Umsetzung 

Hierbei handelt es sich um die die Prozesse für die Raumverträglichkeitsprüfung und die 
Planfeststellung, das Projektcontrolling, die Finanzierung und die Realisierung von Pro-
jekten.  

Neben den Ergebnissen aus dem Bewertungsprozess und dem Umweltbericht können 
hier weitere Daten aus der Prüfung und der Untersuchung von Ausbaualternativen und 
unterschiedlichen Trassenvarianten entstehen. Diese entstehen jedoch bei den nachfol-
genden Umsetzungsträgern und stehen dem BMV nicht vollumfänglich zur Verfügung. 
Ähnliches gilt für das Finanzierungscontrolling bei der Umsetzung des Projektes. 
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3.3.8 Datengenerierung im Prozess der Erhaltungsbedarfsprognose 

Um den Anlagenstock langfristig aufrechtzuerhalten und Schäden frühzeitig abzuwen-
den werden seitens des BMV in regelmäßigen Abständen (5-10 Jahre) Erhaltungsprog-
nosen für die Bundesfernstraßen erstellt. Hierbei handelt es sich um eine Darstellung 
der Erhaltungsaufwendungen in der Vergangenheit, sowie um eine Schätzung über den 
finanziellen Erhaltungsbedarf der Bundesfernstraßen für einen Folgezeitraum von 15 
Jahren. Die aufgestellten Berichte werden in Berichtsform veröffentlich.  

 

3.3.9 Datengenerierung im Prozess der Bedarfsplanüberprüfung 

Nach den jeweiligen § 4 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes (BSWAG), des 
Fernstraßenausbaugesetzes (FStrAbG) und des Bundeswasserstraßenausbaugesetzes 
(WaStrAbG) prüft das Bundesministerium für Verkehr (BMV) spätestens nach Ablauf von 
fünf Jahren, ob die drei Bedarfspläne für die Verkehrsträger Schiene, Straße und Was-
serstraße an die zwischenzeitlich eingetretene Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung 
anzupassen sind. Die BPÜ bildet einen gemeinsamen Rahmen für die Bedarfspläne der 
drei Verkehrsträger Schiene, Straße und Wasserstraße. In der BPÜ erfolgen Analysen 
ganz wesentlich zu Veränderungen der Bundesverkehrswegeplanung zugrundeliegen-
den Prognosedaten. Berücksichtigt werden dabei insbesondere die Bevölkerungsent-
wicklung, Wirtschaftsentwicklung, Gesamtverkehrsentwicklung und die Verkehrsent-
wicklung auf den drei verkehrsträgerspezifischen Netzen sowie Analysen der von den 
Bedarfsplänen ausgehenden Klima- und Umweltwirkungen.  

 

3.4 Überprüfung der aktuellen Datenorganisation 

3.4.1 Berücksichtigung von Open Data-Aspekten bei Datenorganisation und Ver-
öffentlichung 

Bei der Datenorganisation und Datenveröffentlichung ist die BMV-Position zu Open Data 
zu berücksichtigen. Diese ist im Positionspapier Open Data des BMV veröffentlicht9 und 
wird durch den BMV-Leitfaden zur Bestandsdatenanalyse10 ergänzt, der ein einheitli-
ches Vorgehen der Behörden im Geschäftsbereich des BMV zur Umsetzung der im Po-
sitionspapier beschriebenen Strategie sicherstellen soll. 

  

 

9  Vgl. BMV, Positionspapier Open Data des BMVI, Version 1.0, 24. Mai 2017a  

10  BMV, Leitfaden zur Bestandsdatenprüfung, 2021 
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Vor diesem Hintergrund definiert der Leitfaden zur Bestandsdatenprüfung17 ein struktu-
riertes Vorgehen, das eine gesetzeskonforme Veröffentlichung von Daten der nachge-
ordneten Bundesverwaltung sicherstellen soll. 

Dazu werden zunächst Grundannahmen dahingehend getroffen, welche Daten zu be-
trachten sind. Anschließend wird beschrieben, wie der Ist-Zustand erfasst wird, d.h. wie 
eine Übersicht über die Datenbestände der Behörde erstellt wird. Weiterhin wird festge-
legt, welche Eigenschaften geprüft werden sollen und durch welche entsprechenden 
Maßnahmen der Soll-Zustand einer maximalen Veröffentlichung des Datenbestands im 
Sinne der BMV Open Data Strategie erreicht werden kann. Außerdem wird auf die zeit-
liche Priorisierung von Veröffentlichungen eingegangen. 

Abbildung 3-7: Prüfschema zur Veröffentlichung von Daten 

 
Quelle: BMV, Leitfaden zur Bestandsdatenprüfung, 2021, Seite 8 

 

Kern des Leitfadens ist das in Abbildung 3-7 dargestellte Schema zur Prüfung von Be-
standsdaten, das folgendermaßen aufgebaut ist.18  

 

17  Vgl. BMV, Leitfaden zur Bestandsdatenprüfung, 2021 

18   BMV, Leitfaden zur Bestandsdatenprüfung, 2021, Seite 4 
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3.5 Aufgaben der internen Datenorganisation 

Wesentliche Aufgaben der internen Datenorganisation sind zunächst die persistente, 
verlässliche Speicherung und der effiziente Austausch ausgewählter, im BVWP-Prozess 
verwendeter oder entstehender Daten zwischen den am Prozess beteiligten Stellen. Da-
mit sollen insbesondere Aktualität und Konsistenz der Daten sowie die Nachvollziehbar-
keit von Änderungen (Versionierung) sichergestellt werden. Gleichzeitig soll ein mög-
lichst einfacher Zugriff auf die Daten ausschließlich für dazu berechtigte Personen er-
möglicht werden. 

Dazu wurden zunächst die in den einzelnen Prozessschritten auftretenden Anwen-
dungsfälle (Use Cases) zusammengetragen und anschließend zentrale Funktionen 
identifiziert, die durch geeignete Software-Komponenten bereitgestellt werden können. 

 

3.5.1 Datenspeicherung und Datenaustausch 

Wie einleitend beschrieben, besteht eine wesentliche Aufgabe einer zentralen Datenab-
lage in der sicheren, persistenten Speicherung ausgewählter Daten des BVWP-
Prozesses. Das bedeutet zum einen, dass nur berechtigte Stellen bzw. Personen auf die 
Daten zugreifen dürfen, und zum anderen, dass sie gegen Manipulation und Datenver-
lust gesichert sind und ggf. bei einem dennoch eingetretenen Datenverlust wiederherge-
stellt werden können. 

Darüber hinaus soll durch die zentrale Datenhaltung die Konsistenz der Daten über die 
gesamte Prozesskette hinweg sichergestellt werden. Das bedeutet, dass einzelne Do-
kumente eindeutig identifiziert werden können und Veränderungen daran leicht erkenn-
bar und nachvollziehbar sind. Beide Anforderungen können durch eindeutige Bezeichner 
in Verbindung mit einem geeigneten Versionierungssystem erreicht werden.  

Beides ist auch die Voraussetzung dafür, dass Berechnungsabläufe im BVWP-Prozess 
nachvollziehbar sind und Ergebnisse anhand der zu ihrer Erzeugung verwendeten Ein-
gangsdaten überprüft und ggf. reproduziert werden können. 

Für einen effizienten Datenaustausch sind Zugangsmöglichkeiten für Stellen bzw. Per-
sonen innerhalb und außerhalb des Ministeriums bereitzustellen. Damit soll der Aus-
tausch von Dokumenten innerhalb einzelner Referate, zwischen unterschiedlichen Re-
feraten, mit Gutachtern und weiteren beauftragten Dienstleistern sowie ggf. mit nachge-
ordneten Behörden wie z.B. der BASt, dem Eisenbahnbundesamt (EBA) oder der Was-
serstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) vereinfacht werden. 
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3.5.2 Mögliche weitere Anwendungsfälle 

Mit der Betrachtung von Anwendungsfällen sollte geklärt werden, wie die an der Bun-
desverkehrswegeplanung beteiligten Akteure durch das zu konzipierende System zur 
internen Datenorganisation über Verbesserungen bei Datenspeicherung und Datenaus-
tausch hinaus unterstützt werden können. 

Dazu wurden die Teilprozesse der Bundesverkehrswegeplanung analysiert und mögli-
che Nutzungsszenarien einer erweiterten internen Datenorganisation identifiziert. Außer-
dem wurden die in den Nutzungsszenarien auftretenden Funktionen geclustert und mög-
lichen Teilsystemen zur Erbringung dieser Funktionen zugeordnet. Anschließend wur-
den im Dialog mit verschiedenen Referaten des BMV sinnvolle Funktionen einer zentra-
len Datenorganisation ausgewählt. 

 

3.5.2.1 Identifikation möglicher Anwendungsfälle 

Für die Identifikation möglicher Anwendungsfälle wurden zu jedem BVWP-Prozess die 
relevanten Teilprozesse betrachtet und die zur Unterstützung dieser Teilprozesse not-
wendigen Funktionen zusammengestellt. Das Ergebnis der Analyse ist in Anlage 1 (Ka-
pitel 12.1) dokumentiert (vgl. Tabelle 12-1 bis Tabelle 12-10). 

Zur Erleichterung der Zuordnung zu den im folgenden Kapitel 3.5.2.2 beschriebenen 
Teilsystemen wurden die Felder der Tabellen der Anlage entsprechend Tabelle 3-1 des 
folgenden Kapitels eingefärbt. 

 

3.5.2.2 Funktionen und Teilsysteme 

Aus der Untersuchung der Anwendungsfälle ergab sich eine Liste teilprozessspezifi-
scher Einzelfunktionen. Diese wurden mit dem Ziel geclustert, sie in einer späteren IT-
Umsetzung nach Möglichkeit mit Standard-Softwarekomponenten umsetzen zu können. 
Die identifizierten Teilsysteme und Funktionen sind in Tabelle 3-1 zusammengestellt. 
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Abbildung 3-8: Systemstruktur 

 
Quelle: eigene Darstellung PTV Planung Transport Verkehr GmbH 

 

Zentral ist eine Datenbank mit vier Bereichen, auf die die übrigen Teilsysteme je nach 
Berechtigung lesend oder schreibend zugreifen können. Das Dokumentenmanagement-
system (DMS) ermöglicht das Speichern, Bearbeiten, Prüfen und Freigeben von Einzel-
dokumenten wie etwa Berichten. Die Projektdatenbank dient der Eingabe, Bereitstellung 
und Pflege strukturierter Projektdaten sowie der Vereinfachung der Zusammenarbeit von 
Gutachtern und Ministerium. Sie soll insbesondere den Projektbewertungsprozess und 
die Projektsteuerung unterstützen. Aufgabe des Projektinformationssystems ist die In-
formation der Öffentlichkeit durch Bereitstellung von Informationen zum BVWP-Prozess 
und zu den eingereichten Projekten.  

Der Geodaten-Server stellt Geodaten für die Kartendarstellung im Projektinformations-
system und in Fremdsystemen wie z.B. BISStra zur Verfügung. Das Teilsystem zur Er-
stellung von Präsentationsdaten dient dazu, die in Dokumentenmanagementsystem und 
Projektdatenbank bereitgestellten Informationen für die Nutzung durch das Projektinfor-
mationssystem und den Geodaten-Server aufzubereiten. Hinzu kommt ein Interface, das 
die Funktionen von Dokumentenmanagementsystem, Projektdatenbank und Präsentati-
onsdatenerstellung aus Benutzersicht integriert. 
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Auswertefunktionen 

Eine weitere sinnvolle Funktion ist die Unterstützung häufig benötigter Auswertungen, 
d.h. die Auswahl von Projekten nach bestimmten Kriterien (z.B. Verkehrsträger, Bundes-
land oder Nutzen-Kosten-Verhältnis (Bewertungsergebnis Modul A) und die Berechnung 
von Kennwerten für die ausgewählten Projekte (z.B. Gesamtkosten). Dazu zählt auch 
die geografische Verschneidung der Projektlinienverläufe mit georeferenzierten Daten 
Dritter (z.B. Wahlkreisen). Bei komplexen Auswertungen ist zu prüfen, ob diese mit ver-
tretbarem Aufwand anwenderfreundlich umgesetzt werden können oder besser auf Ba-
sis exportierter Daten mit Hilfe externer Programme (z.B. Excel) durchgeführt werden 
sollten. 

Export (Download) 

Mit Hilfe der Exportfunktion können Projektdaten, Projektdateien, Bewertungsergebnisse 
und Zusatzinformationen für eine externe Auswertung, Bearbeitung, Weitergabe oder 
Darstellung verfügbar gemacht werden. 

Für die Erstellung von Präsentationsdateien, d.h. die Datenaufbereitung für das Projek-
tinformationssystem und den Geodaten-Server, ist im vorliegenden Konzept ein eigenes 
Teilsystem vorgesehen. Die Datenaufbereitung von Projektdaten könnte alternativ als 
Exportfunktion der Projektdatenbank vorgesehen werden. Die Umsetzung als eigenes 
Teilsystem besitzt jedoch den Vorteil, dass Änderungen an der Aufbereitung ohne Ein-
griff in die Software der Projektdatenbank vorgenommen werden können. 

 

3.6.3.3.3 Umsetzung 

Die Bereitstellung der Bearbeitungsmasken für die im vorhergehenden Kapitel beschrie-
benen Funktionen erfolgt durch die in Abbildung 3-11 dargestellte Interface-Kompo-
nente. Aufgabe der Projektdatenbank selbst ist die Bereitstellung transaktionssicherer 
Funktionen zur Übertragung der vorgenommenen Änderungen in die Datenbank und in 
das DMS. 

Das vorgesehene Speicherkonzept für projektbezogene Dokumente, bei dem die Doku-
mente selbst im DMS abgelegt und in der Datenbank selbst nur Verweise gespeichert 
werden, setzt die Implementierung eines Zugriffs der Projektdatenbank auf die im DMS 
gespeicherten Dokumente unter Verwendung der API des DMS voraus (siehe gestri-
chelte Verbindung in Abbildung 3-11). Theoretisch könnte die Integration alternativ auch 
ohne Projektverweise in der Benutzeroberfläche (Interface) erfolgen. Dies würde jedoch 
dem Prinzip einer Trennung von Benutzeroberfläche und Logik widersprechen, indem 
es die Aufgabe der Verknüpfung von Projekten und Dokumenten in das Interface verla-
gert, und ist deshalb nicht empfehlenswert. 

Alle beschriebenen Funktionen dürfen nur durch dazu berechtigte Benutzer aufgerufen 
bzw. verwendet werden. Um dies sicherzustellen ist ein geeignetes Berechtigungskon-
zept zu erstellen und umzusetzen (vgl. Kapitel 3.6.4).  
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3.6.3.5 Modul zur Erstellung von Präsentationsdaten 

Die Aufgabe der Komponente zur Erstellung von Präsentationsdaten besteht darin, die 
in Dokumentenmanagementsystem und Projektdatenbank bereitgestellten Informatio-
nen für die Nutzung durch das Projektinformationssystem und den Geodaten-Server auf-
zubereiten. 

Abbildung 3-12: Datenfluss der Erstellung von Präsentationsdaten  

 
Quelle: eigene Darstellung PTV Planung Transport Verkehr GmbH 

 

Dazu greift sie über die Schnittstellen von DMS und Projektdatenbank auf die darin bzw. 
in den zugeordneten Datenbankbereichen gespeicherten Daten und Dokumente zu (vgl. 
Abbildung 3-12). Beim Zugriff auf die im DMS gespeicherten Dokumente sind nicht nur 
die Dokumente selbst, sondern auch die zugehörenden Meta-Daten wie Art, Version 
oder Freigabestatus relevant. 

Anschließend werden aus den gelesenen Eingangsdaten Dateien für das Projektinfor-
mationssystem und den Geodaten-Server generiert und in den zugehörenden Daten-
bankbereichen gespeichert. 

Bei den Dateien für das Projektinformationssystem kann es sich um direkt für den Down-
load geeignete Dateien (z.B. Berichte oder Projektdossiers), um ganze Webseiten oder 
um für die Anzeige innerhalb von Webseiten geeignete Seitenelemente (z.B. Bildda-
teien) handeln. Außerdem werden Dateien mit Metainformationen für die automatische 
Erzeugung von Webseiten durch das Projektinformationssystem erzeugt. Geodaten für 
den Geodaten-Server wie Streckenverläufe, Gebietsumrisse oder an Geokoordinaten 
gebundene Ortsinformationen werden in einem geeigneten Geodatenformat, beispiels-
weise in Form von Shapefiles, abgespeichert. 

  



https://bvwp-projekte.de/




https://www.ogc.org/
https://www.ogc.org/publications/standard/wcs/
https://www.ogc.org/publications/standard/wfs/
https://www.ogc.org/publications/standard/wms/
https://www.mapserver.org/de/
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Die Module zur Erstellung von Präsentationsdaten und das Informationssystem (vgl. Ab-
bildung 3-8) könnten als Kundenmodule bzw. in Form externer Systeme analog der E-
Akte realisiert werden. Eine entsprechende Systemarchitektur ist in Anlage 4 (Abschnitt 
12.4) skizziert. 

3.6.5.3.3 Vergleich 

Grundsätzlich ist eine Realisierung des Systems zur internen Datenorganisation sowohl 
auf Basis von BSCW als auch entsprechend dem CDE-Ansatz möglich. Beide Systeme 
unterstützen die Zusammenarbeit unterschiedlicher Stakeholder, bieten Standardfunkti-
onen zum Dokumentenmanagement und können über Schnittstellen um fehlende Funk-
tionen erweitert sowie mit anderen Systemen verknüpft werden. Weiterhin sind durch 
das Hosting bzw. die Betreuung durch ITZ-Bund Betrieb und Wartung langfristig sicher-
gestellt.  

Ein großer Vorteil einer Realisierung des Systems als CDE bestände darin, dass es dann 
Teil eines Gesamtsystems wäre, das insgesamt und in seinen Teilen an die Anforderun-
gen der Bundesverwaltung angepasst ist. Dadurch, dass die verkehrsträgerspezifischen 
CDEs auch von nachgeordneten Behörden im Zuge der konkreten Einzelprojektentwick-
lung verwendet werden, könnte langfristig ein durchgehender Planungsprozess unter-
stützt werden, der mit der Projektanmeldung beginnt und in dem die erhobenen Anmel-
dedaten nach einer positiven Bewertung unmittelbar in den BIM-Prozess der Umset-
zungsphase übernommen werden. In jedem Fall können durch die vorgesehenen 
Schnittstellen Informationen zwischen der strategischen Gesamtplanebene und der pro-
jektspezifischen Planungsebene kontinuierlich ausgetauscht und diese Ebenen somit ef-
fizient verknüpft werden. 

Insgesamt handelt es sich bei dem CDE-Ansatz um das im Vergleich zu BSCW moder-
nere Konzept, das aktuell auf dem heutigen Stand der Technik als modulares System 
umgesetzt und gezielt entsprechend den Anforderungen des Bundes weiterentwickelt 
wird. Demgegenüber basiert BSCW auf einer älteren IT-Basis und wird offenbar nur in 
engen Grenzen als Groupware-Software weiterentwickelt. Der CDE-Ansatz ist deshalb 
auch unter den Gesichtspunkten der Sicherheit und der Wartbarkeit zu bevorzugen. 
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Um dies zukünftig zu vermeiden wird für den Verkehrsträger Straße alternativ zum Pro-
jektbündel der Begriff der Projektkette neu eingeführt. Auch hier werden zwei oder mehr 
sinnvolle Projekte gemeinsam zu einem (Haupt-) Projekt gebündelt. Der Unterschied 
zwischen einer Projektkette und dem Projektbündel besteht darin, dass Projektketten 
laut Definition aus Projekten bestehen, die auf einer gemeinsamen Netzmasche liegen 
und folglich in einem räumlich direkten Wirkungszusammenhang zueinander stehen und 
eine verkehrswirksame Einheit bilden. Demgegenüber können Projektbündel aus meh-
reren, auch nicht räumlich zusammenhängenden Projekten bestehen. In Abgrenzung 
zum praktizierten Vorgehen im Rahmen der Aufstellung des BVWP 2030 werden in Pro-
jektketten demnach Einzelprojekte, die auf fest definierten, gemeinsamen Netzmaschen 
liegen, zu Haupt- bzw. Gesamtprojekten zusammengefasst. 

Netzmasche: Der Begriff der Netzmasche findet seine Anwendung im Zuge der vorge-
schlagenen Aufstellung von Projekten bzw. Projektketten bei der Straße. Eine Netzma-
sche stellt eine Verbindung auf dem Straßennetz zwischen zwei zentralen Orten, bereits 
nach RIN37 fest definiert, zwecks Austausch- und Versorgungsfunktion dar. Ziel ist die 
Vorgabe eines fest definierten räumlichen Rahmens zur Bildung von zusammenhängen-
den Projektketten.  

 

4.2 Ausgangslage 

Insgesamt wurden mehr als 3.500 erwogene Projekte im Zuge des BVWP 2030 zur Be-
wertung ihrer Wirtschaftlichkeit angemeldet. Dabei entfielen rund 70 % auf Straßenbau-
projekte, während ca. 30 % der gemeldeten Projekte den Verkehrsträger Schiene betra-
fen. Für den Aus- und Neubau der Wasserstraßeninfrastruktur wurden rund 50 Projekte 
gemeldet. 

Dabei wurde die Festlegung des Projektzuschnitts vor bzw. während des Anmeldevor-
gangs bei den einzelnen Verkehrsträgern unterschiedlich gehandhabt. So sind unter-
schiedliche, in funktionaler Verbindung liegende Infrastrukturprojekte auf Binnenwasser-
straßen zu zusammenhängenden und damit verkehrswirksamen Projekten zusammen-
gefasst worden. Durch die natürliche Begrenzung von Binnenwasserstraßen empfahl 
sich dieses Vorgehen, da Engpässe bzw. deren Auflösung immer den gesamten Rou-
tenverlauf betreffen. 

  

 

37  FGSV, Richtlinien für integrierte Netzgestaltung, RIN, Köln 2008a 
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Die angemeldeten Schienenbauprojekte wurden im Zuge des BVWP 2030 wiederum 
einer umfassenden gutachterlichen Vorprüfung unterzogen. Dabei wurde eine Vielzahl 
von Projekten vorab identifiziert, die aus dem weiteren Bewertungsprozess ausschieden. 
Die verbleibenden Projekte konnten im Anschluss zu verkehrswirksamen Einheiten, so 
genannten Projektbündeln, zusammengeführt werden. Eine eigenständige Bewertung 
einzelner Projekte eines Bündels war dabei nicht zwingend erforderlich. 

Demgegenüber wurde bei der Anmeldung von Straßenbauprojekten die Möglichkeit zur 
Zusammenfassung von mehreren räumlich voneinander getrennten Teilprojekten zu 
Hauptprojekten eröffnet. So konnte über den standardisierten Anmeldevorgang des sog. 
Web-PRINS ein Projekt entweder als Hauptprojekt ohne Teilprojekte oder als Hauptpro-
jekt mit mindestens zwei Teilprojekten angemeldet werden. Dabei untergliederten die 
jeweiligen Teilprojekte ein Hauptprojekt in verkehrswirksame Abschnitte, die im Normal-
fall auch einzeln und für sich alleinstehend bewertet werden konnten. Allerdings folgte 
die Zusammenstellung von Hauptprojekten keinem Regelwerk und in einigen Fällen 
musste eine nachträgliche Projektkombination einzelner Teil- und/oder Hauptprojekte 
durchgeführt werden, um den angestrebten verkehrlichen Wirkungsbereich vollständig 
abzubilden. 

 

4.3 Generelle Empfehlungen für den Projektzuschnitt 

Infrastrukturmaßnahmen führen nicht nur zu Veränderungen von Streckenbelastungen 
auf den direkt von den Maßnahmen betroffenen Streckenabschnitten, sondern können 
auch in mehr oder weniger ausgedehnten Teilen des Verkehrswegenetzes Wirkungen 
entfalten. Größe und Umfang dieser Wirkungen hängen einerseits davon ab, wie eine 
Maßnahme definiert wird, ob sie etwa sehr klein- oder weiträumig geschnitten wird. Letz-
teres könnte bis zu einer großräumigen Bündelbewertung bzw. der Zusammenfassung 
mehrerer Teilprojekte zu einem Hauptprojekt umgesetzt werden. Dies beinhaltet auch 
die Integration mehrerer, im Falle von Schienenprojekten nicht unbedingt räumlich mit-
einander verbundener, Teilprojekte zu einer gemeinsamen Infrastrukturmaßnahme. 
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4.3.5 Umgang mit konkurrierenden Maßnahmen in den Zielnetzen 

Am Ende der Aufstellung eines BVWP werden für alle Verkehrsträger Zielnetze entwi-
ckelt, die alle positiv bewerteten und in die jeweiligen Bedarfspläne aufgenommenen 
Infrastrukturmaßnahmen enthalten. Hierbei können Projekte mit substitutiven Wirkungen 
nicht von vornherein ausgeschlossen werden. 

Abbildung 4-5: Konkurrierende Maßnahmen im Zielnetz 

 

Quelle: eigene Darstellung TTS TRIMODE Transport Solutions GmbH 

 

Im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung sind z.B. im Zielnetz der Schiene (vgl. 
Abbildung 4-5) in Bayern mehrere Projekte mit komplementärem und substitutivem Cha-
rakter enthalten. In der obigen Abbildung sind die komplementären Infrastrukturmaßnah-
men grün und die substitutiven rot eingezeichnet. 
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Die Projekte 1 bis 3 haben einen starken substitutiven Charakter. Selbst wenn das Ge-
samtergebnis einer Bewertung für dieses gesamte Maßnahmenpaket positiv wäre, wäre 
eine Prüfung der Konkurrenzbeziehungen zwischen den drei Strecken zu prüfen. Hierbei 
wäre eine mehrstufige Bewertung oder Prüfung vorzunehmen, wobei ausgehend von 
dem Einzelprojekt mit dem höchsten absoluten Nutzen aus der umgesetzten Einzelbe-
wertung geprüft würde, welchen zusätzlichen Nutzen die Aufnahme des weiteren kon-
kurrierenden Projektes in das Projektbündel erbringt und welche zusätzlichen Kosten 
damit verbunden wären. Der Quotient aus den zusätzlichen Nutzen und Kosten führt zu 
einem sog. Differenz-Nutzen-Kosten-Verhältnis. Wäre dieses positiv, wäre die konkur-
rierende Maßnahme weiterzuverfolgen. Wäre es hingegen negativ, wäre diese Infra-
strukturmaßnahme abzulehnen und die Ergänzung um die nächste konkurrierende Maß-
nahme zu prüfen. Für die Umsetzung der mehrstufigen Bewertung sind die konkurrie-
renden Projekte nach ihrer absoluten Nutzenhöhe zu sortieren und nacheinander in das 
Zielnetz einzulegen, zu bewerten und mit Hilfe des Differenz-Nutzen-Kosten-Verhältnis 
auf ihre verkehrliche Bedeutung zu prüfen. 

Nach der Beseitigung der konkurrierenden Maßnahmen ist jedoch abschließend zu prü-
fen, ob die verkehrlichen Ziele im Zielnetz weiterhin erreicht werden. Ist dies nicht Fall 
und weist das um die konkurrierenden Maßnahmen bereinigte Zielnetz weiterhin infra-
strukturelle Engpässe oder sonstige verkehrliche Restriktionen auf, dann sind die kon-
kurrierenden Maßnahmen investiv so zu optimieren, dass die Aufnahme in das Zielnetz 
mit einem positiven Differenz-Nutzen-Kosten-Verhältnis möglich ist.  

 

4.3.6 Problemstellung und Chancen 

Die zuvor beschriebe Praxis beim Verkehrsträger Schiene, Projektbündel aus verschie-
denen (kleineren) Projekten zu bilden, fand bei Aufstellung des BVWP 2030 bei der 
Straße ihr Pendant in den Hauptprojekten. Diese konnten als Einzelprojekte oder als 
Hauptprojekt mit zwei oder mehr Teilprojekten der Wirtschaftlichkeitsbewertung zuge-
führt werden.  

Der Vorteil bei der Bildung von Zusammenschlüssen einzelner (Teil-) Projekte zu ge-
meinsam bewerteten Projektbündeln bzw. Hauptprojekten besteht v.a. darin, dass diese 
das Auftreten von absehbaren Engstellen im weiteren Streckenverlauf eines Projektes 
verhindern und somit in einigen Fällen die Grundlage für eine nachhaltigere Entwicklung 
des jeweiligen Verkehrsnetzes bilden. 

  



Weiterentwicklung und Aktualisierung ausgewählter Aspekte der Methodik und Verfahren der  
Bundesverkehrswegeplanung Seite 90 
 

 

Im Falle der für den BVWP 2030 angemeldeten Straßenbauprojekte kam es allerdings 
zu Schwierigkeiten, wenn im Nachgang an die Wirtschaftlichkeitsbewertung eine neue 
Zusammenstellung einzelner Projektkombinationen als sinnvoll erachtet wurde. Da nach 
der Anmeldung die Projektzusammenstellung nicht mehr veränderbar war,39 mussten in 
mehr als 150 Fällen nachträgliche Zusammenschlüsse von einzelnen Projekten, so ge-
nannte Kombiprojekte, gebildet und neu bewertet werden. Dieser Vorgang folgte oftmals 
keinem klar definierten Verfahren, war unübersichtlich und daher insbesondere für Au-
ßenstehende nur schwer nachvollziehbar. 

Ein weiterer Kritikpunkt besteht darin, dass bereits bei der Anmeldung einzelne Projekte 
mit nur begrenzter direkter Verflechtung in ein Hauptprojekt integriert bzw. zu einem 
Kombiprojekt zusammengefasst wurden. In dem Zusammenhang wurde in Einzelfällen 
von externen Akteuren der Vorwurf erhoben, dass Teilprojekte, die für sich betrachtet 
unwirtschaftlich seien, im Zuge eines Hauptprojektes oder durch die Bildung eines Kom-
biprojektes dennoch in der Aufstellung des Bedarfsplans berücksichtigt werden könnten. 
Insgesamt war durch die Praxis der nachträglichen Kombiprojekte die Vergleichbarkeit 
der Bewertungen aller angemeldeten Projekte untereinander in einzelnen Fällen nicht 
mehr gegeben, woraus wiederum seitens einiger externer Akteure auch der Vorwurf feh-
lender Transparenz gegenüber dem BMV erhoben wurde. 

Es wird vor diesem Hintergrund als zielführend angesehen, den Aufbau möglicher 
Hauptprojekte im Bereich des Verkehrsträgers Straße zukünftig nachvollziehbar nach 
einem klar definierten Verfahren mit definierten Regeln festzulegen. Das Vorgehen bei 
der Anmeldung von Projekten auf Wasserstraßen kann dabei als möglicher Ansatz her-
angezogen werden. Dabei werden die von den Ländern angemeldeten Projekte auf 
Grundlage von Netzkategorien in sogenannte Projektketten (siehe Kapitel 4.3) zusam-
mengefasst, um verkehrswirksame Einheiten zu bilden. Die nachfolgende Abbildung 4-6 
verdeutlicht die Kategorisierung der Binnenwasserstraßen. 

Auch im Bereich der Schienenprojekte ist ein ähnlicher Ansatz für den nächsten BVWP 
vorgesehen, der darüber hinaus den netzseitigen Ausbaubedarf in die Anmeldung von 
Projekten mit einfließen lässt. Mit der Aufstellung des Deutschlandtaktes soll entlang von 
Hauptlinien (siehe Abbildung 4-6 rechts) der fahrplanbasierte Ausbau des Schienennet-
zes vorangetrieben werden. Durch die Vorgabe der Taktverdichtung werden Ausbaupro-
jekte gezielt dort untersucht, wo gemäß den gesetzten Zielvorgaben die Notwendigkeit 
des Aus- oder Neubaus besteht. Diese netzseitige Betrachtung gibt demnach diejenigen 
Netzkorridore vor, auf denen Projekte einer Wirtschaftlichkeitsbewertung unterzogen 
werden sollen. 

  

 

39  Eine nachträgliche Änderung des Projektzuschnittes hätte die Deaktivierung aller davon betroffenen Teilprojekte 
sowie die vollständige Neuanmeldung in geänderten Zuschnitten notwendig gemacht, was in Anbetracht des 
großen Zeitaufwands für die Anmeldeländer sowie auch für den mit der Projektprüfung betrauten Gutachter 
durch die oberste Straßenbaubehörde als nicht praktikabel zugunsten der Kombiprojekte zurückgestellt wurde. 
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Abbildung 4-6: Netzkategorien von Bundeswasserstraßen (links) und Hauptlini-
ennetz der Bundesschienenwege (rechts) 

 

Quelle: Fachstelle für Geoinformationen Süd; Regens-
burg (Kartographie), 2020 

Quelle: DB InfraGO AG, Zentrale, I.NPP 41 (V); Frankfurt 
am Main, 2019 

 

Vor diesem Hintergrund sollte auch für den Verkehrsträger Straße ein Konzept entwickelt 
werden, das die Vorzüge von Projektketten einerseits, sowie die netzseitige Herange-
hensweise andererseits miteinander verbindet und im Sinne einer transparenten und 
nachvollziehbaren Projektanmeldung eine vorab definierte Methodik zum Vorgehen und 
Umgang festlegt, die sich an bestehenden Regelwerken orientiert. 
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4.4 Vorgehensweise bei der Bildung von Projektketten (Straße) 

Es wird das Ziel verfolgt, Netzmaschen (siehe Kapitel 4.1) fest und nachvollziehbar zu 
definieren. Dabei umfasst eine Netzmasche jeweils einen Netzabschnitt des Straßen-
netzes, der als Verbindung zwischen zwei zentralen Orten nach RIN40 festgelegt ist. 
Gemäß der definierten Versorgungs- und Austauschfunktion zweier zentraler Orte kann 
diesen Netzmaschen eine zusammenhängende Verbindungsfunktion zugeordnet wer-
den. Auf Basis dieser Netzmaschen ist die Bildung von Projektketten als zusammenhän-
gende Hauptprojekte möglich, die verkehrswirksame Einheiten bilden. Darüber hinaus 
sollen zukünftige Projektanmeldungen durch eine netzseitige Betrachtung dahingehend 
gelenkt werden, Engstellen bzw. Defizite gezielt zu beheben. 

Abbildung 4-7: Prozessablauf der Projektkettenbildung 

Quelle:eigene Darstellung SSP Consult GmbH 

  

 

40  FGSV, Richtlinien für integrierte Netzgestaltung, RIN, Köln 2008a 
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4.4.1 Bildung von Netzmaschen 

Es wird empfohlen, bereits im Vorlauf zum nächsten Anmeldeprozess eine umfassende 
GIS-gestützte Datenbank zu erstellen, in welcher Netzmaschen der Bundesfernstraßen 
gesammelt und zentral verwaltet werden können. Diese Netzmaschen sind als fortlau-
fende raumerschließende Verbindungen mit großflächigen Zusammenhängen definiert. 

Als Grundlage kann hierfür die funktionale Gliederung des Bundesfernstraßennetzes  
nach der RIN41 (siehe Abbildung 4-8) herangezogen werden. Die Aufteilung des Bun-
desfernstraßennetzes auf Verbindungsfunktionsstufen (VFS) unterschiedlichen Ranges 
erfolgte auf Grundlage des Zielnetzes 2030. Dafür wurde das Bezugsfallnetz des BVWP 
2030 um die Projekte des Bedarfsplans Straße 2016 mit den Dringlichkeitseinstufungen 
VB / VB-E und WB* erweitert. 

Auf diesem Zielnetz sind die Verbindungen zwischen Zentralen Orten unterschiedlicher 
Merkmalsausprägung auf das Straßennetz umgelegt worden und geben so die Eintei-
lung in Netzmaschen unterschiedlicher Funktionsstufen vor. Ungeachtet der funktiona-
len Einstufung der Verbindung kann für jeden Streckenabschnitt des Bundesfernstra-
ßennetzes mindestens eine Netzmasche zwischen zwei benachbarten Zentralen Orten 
identifiziert und in der oben genannten Datenbank vermerkt werden. Mehrfachbelegun-
gen unterschiedlicher Funktionsstufen d.h. Netzmaschen auf einzelnen Streckenab-
schnitten, sind möglich und können ebenfalls in der Datenbank dokumentiert werden. 

Diese im Regelfall auf einem fest definierten Regelwerk ablaufende Bildung von Netz-
maschen fördert die Nachvollziehbarkeit bei der Bildung von Projektketten mit zusam-
menhängenden verkehrswirksamen Wirkungen. 

  

 

41  FGSV, Richtlinien für integrierte Netzgestaltung, RIN, Köln 2008a 
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Abbildung 4-8: Verlauf der VFS auf dem Zielnetz 2030 

 
Quelle: BMV, Abteilung Straßenbau; Bonn, 2018 
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4.4.2 Identifikation von Defiziten / Verbesserungsbedarf 

Die netzseitige Herangehensweise bei der Festlegung der späteren Anmeldeprojekte 
setzt die Identifikation von Defiziten bzw. den Verbesserungsbedarf auf dem Bundes-
fernstraßennetz voraus. Dafür empfiehlt sich z. B. eine Engpassanalyse (siehe hierzu 
Kapitel 5 dieses Berichtes) oder die Untersuchung der Stufen der Angebotsqualität 
(SAQ) nach dem HBS.42 Denkbar sind aber z.B. auch Resilienzkriterien anhand derer 
sich die Zielvorgaben orientieren (siehe hierzu Kapitel 4.4.4).  

Die Engpassanalyse ist ein bewährtes Mittel zur Überprüfung großflächiger Netze auf 
überlastete Streckenabschnitte. Dabei werden im untersuchten Netz anhand einer Ge-
genüberstellung von Verkehrsbelastung und der jeweiligen Streckenkapazität Engstellen 
identifiziert, an denen die ausgewiesene Kapazität überschritten wird. Aufgrund der 
Schwierigkeit bei der Festsetzung von Kapazitäten an Knotenpunkte beschränkt sich die 
Durchführung der Engpassanalyse bisher auf die Untersuchung von Autobahnen bzw. 
autobahnähnlichen, planfreien Streckenabschnitten auf Bundesstraßen. Ein weiteres 
Defizit liegt darin, dass die Konzentration auf überlastete Streckenabschnitte dazu führt, 
dass die Untersuchung von Sekundärbelastungen im weiteren Streckenverlauf eines 
Engpasses nicht erfolgt. 

Aus diesem Grund wird für die Identifikation von Defiziten auf Netzmaschen die Bestim-
mung der Stufen der Angebotsqualität (SAQ) für Netzabschnitte nach dem HBS emp-
fohlen. Dabei wird die Qualität bei der Erreichung der zugedachten netzplanerischen 
Verbindungsfunktionen auf Streckenabschnitten sowie an Knotenpunkten nach den RIN 
berücksichtigt. Man unterscheidet zusätzlich zwischen Autobahn und Landstraßen. 

Aus der Gegenüberstellung der berechneten Fahrtgeschwindigkeit und der gemäß Ein-
stufung nach RIN angestrebten Fahrtgeschwindigkeit resultiert der Fahrtgeschwindig-
keitsindex, der über die Stufe der Angebotsqualität (SAQ) des untersuchten Netzab-
schnittes Auskunft gibt. Zusätzlich wird geprüft, ob einzelne Knoten des Abschnitts über-
lastet sind und wie stark der Zeitverlust durch Wartezeiten an plangleichen Knoten auf 
Landstraßen die Angebotsqualität beeinflusst. 

Nachfolgend wird diese angestrebte Vorgehensweise zur Ermittlung von Netzdefiziten 
auf Autobahnen und anbaufreien Landstraßen,43 die sich in weiten Teilen an den Vor-
gaben des HBS orientiert, in ihren Grundzügen beschrieben. 

  

 

42  FGSV, Handbuch für die Bemessung von Verkehrsanlagen (HBS), Köln 2015 

43  Die Bewertung von Stadtstraßen bleibt ausgeklammert, da es sich hierbei meist um eine punktuelle Entlastung 
von Ortsdurchfahrten handelt. Die dafür vorgesehenen Projekte in Form von Ortsumgehungen könne, müssen 
aber nicht Teil von Projektketten sein. 
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Es ist darüber hinaus zu prüfen, ob das beschriebene Verfahren auch im Innenstadtbe-
reich sinnvoll bzw. durchführbar ist, um auch Defizite auf Innerortsstraßen zu ermitteln. 
Hierbei ist zu analysieren, ob aufgrund der Vielzahl an Einmündungen und Kreuzungen 
sowie der prinzipiellen Schwachstelle des Netzmodells der Bundesfernstraßen (NE-
MOBFStr) bei der Abbildung des kommunalen Straßennetzes eine Defizitanalyse die 
gewünschten Ergebnisse liefern kann.  

Ggf. empfiehlt es sich aber die Anmeldung von Ortsumgehungen als Projekte zur Ver-
besserung von Defiziten im Innenstadtbereich von dem Prozess der Defizitanalyse aus-
zuklammern. Stattdessen ist es eventuell praktikabler, die Notwendigkeit zur Anmeldung 
von Ortsumgehungen den mit der Projektanmeldung betreuten Akteuren zu überlassen 
und diese Projekte als vorab identifizierte Defizite in den weiteren Planungsprozess ein-
zubinden. 

 

4.4.3 Festlegung von alternativen Linienverläufen 

Für die spätere Projektanmeldung ist es bereits zu diesem Zeitpunkt notwendig, für als 
defizitär identifizierte Netzmaschen mögliche alternative Verläufe zu bestimmen. Diese 
Alternativen sollten in der o.g. empfohlenen umfassenden Datenbank vermerkt werden. 
Damit wird eine räumliche Beschränkung in der späteren Projektanmeldung allein auf 
die eigentliche Netzmasche vermieden. Stattdessen soll den mit der Projektanmeldung 
betrauten Akteuren die Möglichkeit gegeben werden, zusätzlich auch im näheren Umfeld 
Projekte auf alternativen Linienverläufen der Netzmasche zu melden, die ihrerseits den 
ermittelten Engpass beseitigen und gleichzeitig ggf. eine bessere Verbindungen darstel-
len. 

Die beispielhafte Netzmasche auf der B 64 zwischen Münster und Paderborn in Gestalt 
einer VFS I (siehe Abbildung 4-9) verdeutlicht dieses Vorgehen. So kann der Verlauf der 
Masche zwischen Warendorf und Gütersloh auf die nördlich (B 513) oder südlich (B 475) 
verlaufenden Bundesstraßen ausweichen, um dann via Autobahn im östlichen Abschnitt 
wiederum zurück auf die B 64 zu führen. 
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Abbildung 4-9: Beispielhafte Netzmasche auf VFS I zwischen Münster und Pader-
born 

 
Quelle: eigene Darstellung SSP Consult 

 

Mit dieser Berücksichtigung alternativer Linienführungen können beispielsweise pla-
nungstechnische Hindernisse oder sehr aufwändige Baumaßnahmen auf der eigentli-
chen Netzmasche umgangen werden. Der jeweilige anmeldende Akteur hat somit die 
Möglichkeit, neben Projekten auf der eigentlichen Netzmasche, auch Projekte auf der 
alternativen Führung anzumelden, so dass eine zusätzliche Variante einer Projektkette 
für eine Netzmasche untersucht werden soll. Um den netzseitigen Bedarf auf den Alter-
nativrouten zu ermitteln, müssen diese ebenfalls einer Defizitanalyse unterzogen werden 
(siehe Kapitel 4.4.2). 

Wichtig bei der Festlegung möglicher alternativer Linienverläufe von Netzmaschen ist 
jedoch insbesondere auch, die für die jeweilige VFS geltenden Ausbaustandards auf den 
Ausweichrouten vorab zu prüfen. Diese Standards sind in den entsprechenden Richtli-
nien hinterlegt. Für die VFS der Kategorien AS (Autobahnen) sind diese in der RAA, für 
die der Kategorie LS (Landstraße) in der RAL und für die der Kategorien ES (Erschlie-
ßungsstraße), HS und VS (angebaute bzw. anbaufreie Hauptverkehrsstraße) in der 
RAST hinterlegt. Die zum jetzigen Zeitpunkt im NEMOBFStr hinterlegten Informationen 
zum Straßenquerschnitt würde eine erste grobe Prüfung der als Alternativroute in Frage 
kommenden Straßenabschnitte zulassen. 
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4.4.4 Definition von Zielvorgaben 

Aus den identifizierten Defiziten auf den Netzmaschen sowie ggf. auf alternativen Lini-
enverläufen lassen sich je Netzmasche entsprechende Zielvorgaben ableiten. Zum ei-
nen können diese Ziele den mit der Projektanmeldung betrauten Akteuren als konkreter 
Hinweis bzw. als Verbesserungsauftrag dienen. Andererseits eröffnet sich durch die 
Festschreibung der Zielvorgaben die Möglichkeit, in einem evaluativen Prozess die ver-
kehrlichen Auswirkungen von einzelnen Projekten innerhalb einer Projektkette zu bewer-
ten (siehe Kapitel 4.4.8). 

Die Zielvorgabe orientiert sich nicht nur an den zuvor identifizierten Defiziten gemäß 
SAQ, sondern kann auch weiteren regionalspezifischen Vorgaben entspringen. Damit 
wird den mit der Projektanmeldung betrauten Akteuren die Möglichkeit eröffnet in Ein-
zelfällen auch Projekte für die Bewertungsrechnung anzumelden, die bei der Defizitana-
lyse nicht identifiziert, jedoch aus regionalspezifischen Gründen dennoch notwendig er-
scheinen (siehe dazu letzter Absatz Kapitel 4.4.2 sowie auch Kapitel 4.4.5). 

Die Zielvorgaben geben einen lockeren Rahmen vor, aus dem sich beispielhafte Bau-
ziele für die Einzelprojekte ableiten lassen. 

Tabelle 4-1: Beispielhafte Ableitung der Zielvorgaben aus den Defiziten als 
Vorlage für die Projektanmeldung 

Defizit Zielvorgabe Projekt (Bauziel) 
BAB Streckenabschnitt mit 
geringer mittlerer Fahrtge-
schwindigkeit 

Erreichen der SAQ von 
mindestens "D" 

Fahrstreifen Erweite-
rung BAB 

Hohe Wartezeit an Knoten Erhöhung Leistungsfähig-
keit Knoten Knotenpunktausbau 

Unfallschwerpunkt Entschärfung Schwer-
punkt 

Knotenpunktausbau, 
Beseitigung Bahn-
übergang, Umgebung 
Ortsdurchfahrt, o.Ä. 

BStr Streckenabschnitt mit 
geringer mittlerer Fahrtge-
schwindigkeit 

Erreichen der SAQ von 
mindestens "D" 

Fahrstreifen Erweite-
rung BStr, neuer Stre-
ckenverlauf mit gerin-
gerer Längsneigung, 
Kurvigkeit, o.Ä. 

Stark belastete Ortsdurch-
fahrt Entlastung OD Ortsumgehung 

Schlechte räumliche Anbin-
dung 

Verbesserung durch 
Lückschluss 

Neubau Bundesfern-
straße 

Quelle: eigene Darstellung SSP Consult 
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4.4.5 Projektanmeldung 

Alle Informationen zu jeder Netzmasche sowie mögliche alternative Linienführungen in-
klusive der jeweils ermittelten netzseitigen Defizite sowie den festgelegten Zielen zur 
Verbesserung sollten in einer GIS-Datenbank gespeichert werden. Entsprechend kön-
nen Informationen zielgerichtet an den jeweiligen, mit der Projektanmeldung befassten 
Akteur weitergeleitet werden. Eine visuelle Darstellung der räumlichen Verteilung der 
Defizite auf der Netzmasche bzw. den alternativen Verläufen ist dabei sinnvoll. Zwecks 
eindeutiger Zuordnung sollten die Daten aber in jedem Fall digital (z.B. Shapefile) zur 
Verfügung gestellt werden können. 

Zudem sollte die netzseitige Herangehensweise dabei als Vorgabe genutzt werden, 
dass in der Regel lediglich Projekte zur Prüfung angemeldet werden sollen, die defizitäre 
Netzmaschen betreffen. Durch die Vorgabe dieser Korridore würde die Arbeit der anmel-
denden Akteure auf diejenigen Netzbereiche gelenkt, deren Aus- oder Neubau zur Defi-
zitbehebung als notwendig erscheint, um die gewünschte Angebotsqualität zu verbes-
sern. 

Darüber hinaus kann es in Ausnahmefällen sinnvoll sein, die Anmeldung von Projekten, 
die nicht einer defizitären Netzmasche zuzuordnen sind, ebenfalls zuzulassen. Dies 
kann z.B. der Fall sein, wenn sich die verkehrliche Wirkung eines Projektes nicht auf 
eine messbare qualitative Aufwertung des Verkehrsflusses beschränkt (z.B. punktuelle 
Verkehrsentlastungen durch Ortsumgehungen). Anhand eines kurzen nicht-standardi-
sierten Begründungstextes könnte das BMV nach einer Prüfung der Notwendigkeit die 
Anmeldung derartiger Projekte für die gutachterlichen Bewertungen im Einzelfall frei ge-
ben. 
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4.4.6 Bildung von Projektketten  

Jedes angemeldete Projekt sollte bereits durch den entsprechenden Anmelder einer 
(bzw. mehreren) konkreten Netzmasche zugeordnet werden, so dass damit entspre-
chende Projektketten entstehen. Entsprechend werden einzelne Teilprojekte zu einem 
Hauptprojekt zusammengefasst. 

Dabei können die einzelnen Teilprojekte räumlich direkt auf einer Masche liegen (siehe 
Abbildung 4-10), oder sich auf alternativen Linienverläufen einer Netzmasche befinden 
(siehe Abbildung 4-11). Auf diese Weise sind pro Netzmasche mehrere Projektketten 
mit unterschiedlichen Verläufen denkbar. Daraus resultieren folglich mehrere Hauptpro-
jekte einer Netzmasche. 

Abbildung 4-10: 5 Einzelprojekte direkt auf der Netzmasche Münster-Gütersloh 
(bzw. Münster-Paderborn) 

 
Quelle: eigene Darstellung SSP Consult   
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Abbildung 4-11: weitere 5 Einzelprojekte in näherer Umgebung der Netzmasche 
Münster-Gütersloh (bzw. Münster-Paderborn) 

 
Quelle: eigene Darstellung SSP Consult 

 

Jede Variante bildet demnach ein eigenes Hauptprojekt als Projektkette, für die eine 
Zielvorgabe definiert und eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt werden 
muss. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass jedes Szenario zur Verbesserung der 
SAQ zwischen zwei Zentralen Orten bzw. zur Auflösung der in der Zielvorgabe definier-
ten Defizite untersucht wird und sich die Projektanmeldung nicht nur auf bereits fest de-
finierte Verbindungen konzentriert. 

Die Berücksichtigung verschiedener Hauptprojekte als Projektketten stellt einen deutli-
chen Anstieg des Bearbeitungsaufwandes im Vergleich zu der zwischen 2014 und 2016 
durchgeführten Bewertungen dar. So wurden im Zuge des BVWP 2030 in etwa 150 Fäl-
len alternative Zusammenschlüsse (so genannte Kombiprojekte) und in 18 Fällen alter-
native Linienverläufe bewertet. Die Wirtschaftlichkeitsbewertung von Teilprojekten gilt es 
in diesem Zusammenhang kritisch zu hinterfragen (siehe dazu auch Kapitel 4.4.7). 

Die alternativen Linienverläufe als Hauptprojekte bzw. die Varianten der Projektketten 
sollten sowohl anhand ihrer Wirtschaftlichkeit als auch anhand der verkehrlichen Wir-
kung sowie ggf. der weiteren Bewertungskriterien gegeneinander abgewogen und die 
aus netzseitiger Betrachtung geeignetste Kette, d.h. Hauptprojekt identifiziert werden. 

  


































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































